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Die diesjährige Delegiertenversammlung des Hauptver-
bandes der Gerichtssachverständigen fand am 25. 5. 2013 
im Palais Auersperg in Wien statt und wurde vom Landes-
verband Wien, Niederösterreich und Burgenland ausge-
richtet.

An der Arbeitssitzung nahmen 67 Delegierte aus ganz 
Österreich teil, die teilweise mit Vertretungsvollmach-
ten ausgestattet waren. Präsident Vis. Prof. Dipl.-Ing. 
Dr.  Matthias  RANT begrüßte eingangs der Sitzung die 
erschienenen Delegierten, die Präsidiumsmitglieder (ent-
schuldigt war Baurat h.c. Dipl.-Ing. Rainer J. KÖNIG), 
den Syndikus Hofrat Dr. Alexander SCHMIDT und den 
Rechtskonsulenten Mag. Johann GUGGENBICHLER so-
wie die bereits zur Arbeitssitzung erschienen Ehrengäste 
Dipl.-Dolm. Mag. Christine SPRINGER, Präsidentin des 
Österreichischen Verbandes der Gerichtsdolmetscher, und 
Dr. Udo STALZER in Vertretung des Vorstands des VMG 
(Verband für Mediation gerichtsanhängiger Verfahren). 
Die organisatorische Betreuung der Veranstaltung oblag 
Mag.  Eva RAINER und Maria OBERMAIER vom Haupt-
verband der Gerichtssachverständigen in Wien, die auch 
die administrativen Aufgaben des Landesverbandes Wien, 
Niederösterreich und Burgenland wahrnahmen. 

Arbeitssitzung
1.

Den inhaltlichen und zeitlichen Schwerpunkt der Arbeits-
sitzung bildete der ausführliche Tätigkeitsbericht des 
Präsidenten, der sich mit folgenden Themen befasste:

●● Verwaltungsgerichtsbarkeit: Bei der Umsetzung des 
Verfahrensrechts für die neuen Verwaltungsgerichte 
wurden die Anliegen der Gerichtsachverständigen lei-
der nicht berücksichtigt. Vielmehr wurden die Regelun-
gen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(AVG) durch die Verfahrensordnungen der Länder und 
auch des Bundes für die neuen Verwaltungsgerich-
te im Wesentlichen übernommen, sodass auch dort 
grundsätzlich Amtssachverständige beizuziehen sind. 
In Vorsprachen bei Landesamtsdirektoren (Burgenland 
und Wien), beim Präsidenten des Asylgerichtshofs, der 
Präsidentin des Unabhängigen Finanzsenats und dem 
Präsidenten des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages hat Präsident Dr. RANT auf die Bedenken 
der Gerichtssachverständigen im Zusammenhang mit 
diesem Primat von Amtssachverständigen und auf das 
bewährte System der Zertifizierung und Listenführung 
hingewiesen. Bei den mühevollen Gesprächen auf po-
litischer Ebene konnte nichts erreicht werden. Erfreu-
licher waren die Besprechungen auf der „operativen“ 
Ebene, zB bei Mag. Harald PERL, der mit 1. 1. 2014 
zum Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts be-
stellt ist. Er erkennt die Problematik und wird sie auch 

im eigenen Bereich thematisieren. Mit dem Präsiden-
ten des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges Dr. Rupert WOLFF konnte eine Intensivierung der 
Zusammenarbeit vereinbart werden, deren erstes Er-
gebnis ein voraussichtlich im Herbst gemeinsam ver-
anstaltetes Symposium zu Fragen des Sachverständi-
genwesens sein wird.

●● Lobbying-Gesetz: Mit 1. 1. 2013 ist das Lobbying- und 
Interessenvertretungs-Transparenzgesetz in Kraft ge-
treten. Zurzeit enthält das Lobbying-Register 176 Ein-
träge. Der Hauptverband und die Landesverbände fal-
len nicht in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, 
was das Bundesministerium für Justiz auch zur Kennt-
nis genommen hat.

●● Rechtsschutzdeckung: Der Einschluss eines Rechts-
schutzpakets bei der Haftpflichtversicherung konnte 
infolge der Höhe der zusätzlichen Prämie (Erhöhung 
23,8 %) nicht realisiert werden. Der Hauptverband ver-
handelt nun mit den Versicherungspartnern über eine 
Erhöhung der Deckungssumme.

●● CEN/PC 405 „Expertise Services“ Europäische Norm 
für Gutachten: Bei diesem Normenverfahren ist der 
Hauptverband weiterhin darum bemüht, eine Anwen-
dung der in Entstehung begriffenen Norm auf die Tätig-
keit von Gerichtssachverständigen, für die in Österreich 
detaillierte Regeln der Qualitätssicherung bestehen, zu 
vermeiden.

●● Prüfungsstandards: Auf der Homepage des Hauptver-
bandes sind 139 Prüfungsstandards veröffentlicht. Die 
im Jahr 2009 bundesweit abgestimmten Standards sol-
len nun von den beteiligten Fachleuten unter Leitung 
des Koordinators Mag. Michael BELL sukzessive aktu-
alisiert werden.

Die Prüfungsstandards stellen ein Instrument der Qua-
litätssicherung dar, das bei den Zertifizierungsprüfun-
gen maßgeblich ist und den Bewerberinnen und Be-
werbern als Orientierung dient. Wie in den Vorjahren 
ersucht RANT wieder, bei der Erstellung der Prüfungs-
standards für die noch offenen Fachgebiete mitzuwir-
ken und Vorschläge einzureichen.

●● Gasteiner Seminare: Diese nun seit über 35 Jahren 
bestehende Fortbildungseinrichtung genießt als tradi-
tionelle Veranstaltung mit hochkarätigen Vortragenden 
aus dem In- und Ausland einen sehr guten Ruf und 
bildet einen wesentlichen Beitrag zur Qualitätssiche-
rung im Sachverständigenwesen. Die Teilnehmerzah-
len sind zufriedenstellend, das Angebot der Kombina-
tionsbuchung wird gerne angenommen. Es ist jedoch 
bedauerlich, dass die Anzahl der teilnehmenden Rich-
terinnen und Richter von Jahr zu Jahr abnimmt (vgl 
dazu die Seminarberichte in SV 2013/1, 50).
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●● LBA Graz: Die Liegenschaftsbewertungsakademie 
GmbH besteht nun bereits 10 Jahre. Sie hat einen her-
vorragenden Ruf als Ausbildungsstätte in der Immobi-
lienbranche. Die Kooperation mit der Donauuniversität 
Krems bietet die Möglichkeit eines akademischen Ab-
schlusses der Ausbildung.

●● EuroExpert: Von der europäischen Sachverständigen-
vereinigung EuroExpert berichtete Dr. RANT, dass 
Spanien wieder Mitglied wurde, wogegen Frankreich 
aufgrund von internen Differenzen seine Mitgliedschaft 
beendet hat, sodass EuroExpert nach wie vor aus sie-
ben ordentlichen Mitgliedern (Österreich, Deutschland, 
Großbritannien, Portugal, Spanien, Tschechien und 
Ungarn) besteht. Assoziierte Mitglieder sind der rus-
sische Bau-Sachverständigenverband und seit dem 
Vorjahr die Schweizerische Kammer der technischen 
und wissenschaftlichen Gerichtssachverständigen. Die 
Präsidentschaft hat noch Großbritannien mit Nicola 
COHEN inne. Der elektronische Newsletter „e-bulletin“ 
ist über die Homepage des Hauptverbandes abrufbar.

Weiters berichtete Dr. RANT über das Jubiläum des Haupt-
verbandes:

Am 5. 10. 2012 fand im Parlament der Festakt anlässlich 
des 100-jährigen Bestehens des Hauptverbandes statt. 
Etwa 200 geladene Festgäste haben an der Feier teilge-
nommen. Der Historische Sitzungssaal des Parlaments 
bildete einen würdigen und repräsentativen Rahmen für 
dieses Jubiläum. Die Jubiläumsausgabe der Zeitschrift, die 
alle Mitglieder erhalten haben, dokumentiert nicht nur den 
Festakt, sondern beinhaltet auch interessante Beiträge. 
Die aus Anlass des Jubiläums herausgegebene Festschrift 
„Sachverständige in Österreich“ ist über das Sekretariat 
des Hauptverbandes erhältlich (das Bestellformular finden 
Sie in diesem Heft gleich zu Beginn).

Auf Antrag des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg wird 
die Zeitschrift SACHVERSTÄNDIGE ab Heft 2/2013 in Far-
be gedruckt. Für die Mitglieder entstehen dadurch keine 
Mehrkosten.

Hierauf berichteten Mag. GUGGENBICHLER und 
Dr. SCHMIDT über die rechtlichen Neuerungen:

Rechtskonsulent Mag. GUGGENBICHLER berichtete 
von den Stellungnahmen des Hauptverbandes zu Geset-
zesentwürfen, die sich vor allem auf den Bereich der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit bezogen. Zu folgenden Vorhaben 
wurden Stellungnahmen abgegeben:

●● Berufsrechts-Änderungsgesetz 2013;

●● Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz Justiz 
2013;

●● Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2013;

●● Luftfahrtgesetz 2013;

●● Kindschafts- und Namensrechtsänderungsgesetz 2012;

●● Tiroler Landesverwaltungsgerichtsgesetz 2012;

●● OÖ. Landesverwaltungsgerichtsgesetz 2012;

●● Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetz 2012.

Alle Stellungnahmen sind auf der Homepage des Haupt-
verbandes unter dem Menüpunkt „Gesetze, Stellungnah-
men“ veröffentlicht.

Syndikus Dr. SCHMIDT nahm kurz zum Inhalt des 
IKT-Konsolidierungsgesetzes und des Zahlungsverzugs-
gesetzes Stellung und empfahl, die Homepage des Ver-
bandes regelmäßig zu besuchen. Insbesondere unter dem 
auf der Einstiegsseite angeführten Menüpunkt „Aktuelles“ 
können sich Mitglieder in Form von Schlagzeilen einen kur-
zen Überblick über Neuerungen im Sachverständigenwe-
sen verschaffen und bei Interesse vertiefend weiterlesen. 
So erfährt man dort etwa, dass Sachverständige zum Aus-
stellen einer E-Rechnung nicht verpflichtet sind und dass 
zwar das Zahlungsverzugsgesetz nicht auf Honorarforde-
rungen für Gerichtsgutachten anwendbar ist, sodass diese 
weiterhin unverzinst bleiben, dass dieses Gesetz aber bei 
im Auftrag von Unternehmern erstellten Privatgutachten 
durchaus ansehnliche Verzugsfolgen auslöst. 

2.

Aus dem Bericht des Kassenverwalters Mag. Othmar 
EBERHART:

Sowohl die Gebarungsübersicht 2012 als auch der Voran-
schlag 2014 wurden allen Delegierten übersandt.

Gebarungsübersicht 2012:

Erträge 2012: € 426.169,23

Aufwendungen 2012: € 392.643,21

Das Jahr 2012 wurde somit mit einem Ergebnis von 
€  33.526,02 abgeschlossen, der Überschuss wird den 
Rücklagen zugeführt.

Voranschlag 2014:

Prognostizierte Erträge: € 392.850,–

Prognostizierte Aufwendungen: € 369.300,–

Der Jahresabschluss 2012 wurde von der Steuerbe
ratungskanzlei GREGORICH & Partner erstellt und von 
den Rechnungsprüfern Dr. Andreas STARIBACHER und 
Dr.  Alfred SORGER überprüft. Es gab keine Beanstan-
dungen. Wegen Verhinderung beider Rechnungsprüfer er-
folgte eine auszugsweise Verlesung des Berichtes durch 
Mag. GUGGENBICHLER.

Antragsgemäß genehmigten die Delegierten den Jahres-
abschluss 2012 und den Voranschlag 2014 und erteilten 
dem Präsidium die Entlastung (einstimmig).

Durch ebenfalls einstimmigen Beschluss der Delegierten 
bleibt der Kopfbeitrag 2014 mit € 32,– unverändert.

Der Mitgliederstand zum 15. 2. 2013 betrug insgesamt 
8.924 (7.625 ordentliche Mitglieder, 1.299 Anwärter).
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3.

Zum Tagesordnungspunkt Ergänzung der Standesregeln 
betonte Präsident Dr. RANT, dass im Sinn einer umfas-
senden Qualitätssicherung die bei Befundaufnahme und 
Gutachtenserstattung einzuhaltenden Grundsätze, die 
sich in der Praxis seit vielen Jahren bewährt haben, nun-
mehr auch als Standesgrundsätze schriftlich festgehalten 
werden sollen, zumal gesetzliche Regelungen in diesem 
höchst wesentlichen Bereich der Gutachterarbeit fast völlig 
fehlen. Zum Thema „Aufbewahrungsfrist“ wird damit eine 
immer wieder beklagte Lücke gefüllt. Auch das Bundes
ministerium für Justiz steht einer Ergänzung der Standes-
regeln positiv gegenüber. Der Vorschlag zur Ergänzung 
der Standesregeln wurde an alle Delegierten übersandt. 
Das Präsidium hat einstimmig beschlossen, der Delegier-
tenversammlung vorzuschlagen, den übermittelten Ent-
wurf zu beschließen.

In der von Dr. SCHMIDT geleiteten Diskussion wurden die 
Formulierungsvorschläge des vorab befassten Bundesmi-
nisteriums für Justiz erörtert, wobei der zu Punkt 2.10.1. 
erstattete Vorschlag („Präzisierung des Auftrags“ statt 
„Weisung“) allgemeine Billigung fand. Der Vorschlag, die 
Teilnahmemöglichkeit der Verfahrensparteien an der Be-
fundaufnahme (Punkt 2.10.3.) entfallen zu lassen, wurde 
nicht aufgenommen. Zu Punkt 2.10.11. wurde eine Än-
derung diskutiert, die für die dort empfohlene Aufbewah-
rungsfrist nicht auf die Beendigung des Verfahrens, son-
dern auf die Beendigung der Gutachtertätigkeit abstellt. 
Schließlich wurde die Ergänzung der Standesregeln unter 
Berücksichtigung der im Lauf der Diskussion vorgenom-
menen Änderungen von den Delegierten mehrheitlich be-
schlossen.

4.

Statutengemäß dauert die Funktionsperiode des Präsi-
diums vier Jahre, die heuer ablaufen. Das Präsidium des 
Hauptverbandes wurde entsprechend den der Delegier-
tenversammlung vorliegenden Wahlvorschlägen einstim-
mig wiedergewählt: 

Präsident:

Vis. Prof. Dipl.-Ing. Dr. Matthias RANT

Vizepräsidenten:

HR Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang GOBIET
Präsident des Landesverbandes Steiermark und Kärnten

Hon.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Kurt JUDMANN
Präsident des Landesverbandes Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 

Dr. Erich KAUFMANN
Präsident des Landesverbandes für Oberösterreich und 
Salzburg

Baurat h.c. Arch. Dipl.-Ing. Rainer J. KÖNIG
Präsident des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg 

Kassenverwalter:

Mag. Othmar EBERHART 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenland

Schriftführer:

KommR Dipl.-HTL-Ing. Konrad ENZELBERGER 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenland

Präsident Dr. RANT bedankte sich bei den Delegierten 
herzlich für das Vertrauen, das ihm nunmehr schon seit 
zwei Jahrzehnten entgegengebracht wird, und bei den 
Mitgliedern des Präsidiums für die hervorragende Zusam-
menarbeit. 

Die Delegiertenversammlung 2014 findet am Sams-
tag, dem 24. 5. 2014 statt und wird vom Landesverband 
für Oberösterreich und Salzburg ausgerichtet. Präsident 
Dr. KAUFMANN bezeichnete es als eine Ehre und Freude, 
nach Linz einzuladen. 

Nach gut eineinhalbstündiger Sitzungsdauer dankte 
Dr.  RANT den Delegierten, den Kollegen im Präsidium, 
dem Syndikus und dem Rechtskonsulenten für die ausge-
zeichnete Zusammenarbeit und allen Mitarbeiterinnen der 
Sekretariate für ihre Unterstützung und die perfekte Orga-
nisation und schloss die Arbeitssitzung.

Festlicher Teil der Delegiertenversammlung
1.

Der Präsident des Hauptverbandes Vis. Prof. Dipl.-Ing. 
Dr. Matthias RANT begrüßte herzlich die zahlreich erschie-
nenen Begleitpersonen und die Ehrengäste der Tagung, 
namentlich 

aus dem Justizbereich:

●● Sektionschef Hon.-Prof. Dr. Georg KATHREIN in Ver-
tretung der Bundesministerin für Justiz ao. Univ.-Prof. 
Mag. Dr. Beatrix KARL; 

●● Generalprokurator Prof. Dr. Ernst Eugen FABRIZY;

●● Mag. Dr. Anton SUMERAUER, Präsident des OLG 
Wien;

●● Dr. Wigbert ZIMMERMANN, Vizepräsident des OLG 
Innsbruck in Vertretung von Dr. Walter PILGERMAIR, 
Präsident des OLG Innsbruck;

●● Leitender Oberstaatsanwalt Hofrat Dr. Werner 
PLEISCHL, Oberstaatsanwaltschaft Wien; 

●● Hofrat Dr. Franz CUTKA, Präsident des LG St. Pölten.

aus dem Verband:

●● em. o. Univ.-Prof. Dr. Peter RUMMEL, Ehrenmitglied 
des Hauptverbandes;

●● Dr. Harald KRAMMER, Präsident des OLG Wien i.R.;

●● Prof. Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LGZ Graz i.R.
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Die Vertreter der außerordentlichen Mitglieder des Haupt-
verbandes:

●● Dipl.-Dolm. Christine SPRINGER, Präsidentin des 
Österreichischen Verbandes der Gerichtsdolmetscher;

●● Dipl.-Dolm. Liese KATSCHINKA, Vizepräsidentin des 
Österreichischen Verbandes der Gerichtsdolmetscher;

●● Dr. Udo STALZER, Vorstandsmitglied des Verbandes 
für Mediation gerichtsanhängiger Verfahren.

Dr. RANT berichtete von der konstruktiven Zusammen
arbeit der Sachverständigen und der harmonischen Ar-
beitssitzung. Er ging auch auf die in den letzten Jahren 
stark steigenden unsachlichen Angriffe der Medien auf die 
Justiz und die Sachverständigen ein. Diese hinterließen bei 
den Bürgerinnen und Bürgern ein schlechtes Image. Die 
Festansprachen anlässlich der 100-Jahr-Feier des Haupt-
verbandes im Herbst 2012 im Reichsratssaal hätten aber 
gezeigt, dass auch unterschiedliche Meinungen durch-
aus konstruktiv aufgearbeitet werden können und letztlich 
auch zu einem gewissen Konsens führen. Dr. RANT rief 
alle dazu auf, zu einer funktionierenden Justiz beizutragen, 
denn diese sei für eine Demokratie unerlässlich. 

2.

Grußbotschaften

Sektionschef Hon.-Prof. Dr. Georg KATHREIN überbrach-
te die besten Wünsche und Grüße der Bundesministerin 
für Justiz ao. Univ.-Prof. Mag. Dr. Beatrix KARL. Es habe 
den Anschein, dass am Ende der 24. Gesetzgebungspe-
riode doch einiges in Bewegung komme. Die Beschwer-
den über unzureichende Honoraransätze hätten zu einem 
neuen Gesprächsanlauf über Honorierungsfragen mit dem 
Hauptverband und dem Bundesministerium für Finanzen 
geführt. Die Familiengerichtshilfe starte mit Juli 2013 in 
den Landeshauptstädten und im nächsten Jahr in ganz 
Österreich. Es sei ihm bewusst, dass diese staatliche Ein-
richtung gewisse Sorgen und Ängste der Sachverständi-
gen wecke. Es sei daher wichtig, dass dieses Thema offen 
und ehrlich besprochen wird. Die Familiengerichtshilfe sol-
le die Verfahren beschleunigen, sie könne und solle aber 
keinesfalls die Tätigkeit von Gerichtssachverständigen er-
setzen. Zum Abschluss betonte Sektionschef KATHREIN, 
dass sich der Hauptverband intern über seine Position und 
Stellung in der Gesellschaft klar werden müsse. Die Justiz 
appelliere jedenfalls an die Einigkeit im Verband und ver-
traue auf die gewohnte und bewährte Zusammenarbeit.

Generalprokurator Prof. Dr. Ernst Eugen FABRIZY verwies 
auf die immer größere Bedeutung des Sachverständigen-
beweises in allen Verfahren. Dies erfordere mehr Fachwis-
sen und konstruktives Denken. Die Geschicke des Haupt-
verbandes seien in einer Art und Weise zu lenken, die der 
steigenden Verantwortung des Verbandes nicht nur ge-
genüber seinen Mitgliedern, sondern auch gegenüber der 
Gesellschaft gerecht würden. In diesem Sinne wünsche er 
Dr. RANT und dem Hauptverband alles Gute für die weite-
re Tätigkeit und viel Erfolg.

Mag. Dr. Anton SUMERAUER berichtete von einer Veran-
staltung, die ihm bewusst gemacht habe, was es heißt, wenn 
Sachverständige im strafgerichtlichen Ermittlungsverfahren 
von der Staatsanwaltschaft bestellt werden – es entstehe der 
Anschein und Vorwurf der mangelnden Objektivität. Wenn 
Richter die Sachverständigen zu bestellen hätten, gäbe es 
diese Probleme in diesem Umfang nicht. Seine Meinung 
dazu habe er auch in der Festschrift „100 Jahre Hauptver-
band der Gerichtssachverständigen“ kundgetan. 

Zum Thema „Gebühren“ konnte Präsident SUMERAUER 
den Sachverständigen ein gedämpft positives Signal ge-
ben: Das Defizit an medizinischen, insbesondere psychi-
atrischen Sachverständigen habe dazu geführt, dass die 
Diskussion über die Gebühren in Gang komme. Auch ei-
nes anderen Problems möchte er sich annehmen: Es kön-
ne nicht angehen, dass ein Sachverständiger, der aus der 
Liste gestrichen wurde, dann ad hoc bestellt werde. Das 
sei grundsätzlich unzulässig und werde im Wiederholungs-
fall einer disziplinarrechtlichen Beurteilung zu unterziehen 
zu sein.

Zum Schluss betonte Dr. SUMERAUER die großartige 
Zusammenarbeit auf sachlichem und freundschaftlichem 
Niveau und gab seiner Hoffnung Ausdruck, dass diese 
weiter bestehen bleibt. 

3.

Rahmen- und Begleitprogramm

Am Vorabend der Delegiertenversammlung lud der Landes-
verband Wien, Niederösterreich und Burgenland zu einer 
großen Donaurundfahrt mit festlichem Abendessen auf der 
„MS Vindobona“ ein. Die überaus eindrucksvolle Rundfahrt 
führte – bei immer schöner werdendem Wetter – vom Schwe-
denplatz durch den unteren Donaukanal in den Hauptstrom 
der Donau und dann flussaufwärts durch die Schleuse des 
Flusskraftwerks Freudenau, vorbei an der allmählich erleuch-
teten Skyline der Stadt Wien bis an die Wiener Pforte. Schließ-
lich fuhr das Schiff durch die Nußdorfer Schleuse und über 
den oberen Donaukanal wieder zum Ausgangspunkt zurück. 
Nach einem Aperitif an Bord begrüßte Präsident Hon.-Prof. 
Dipl.-Ing. Dr. Kurt JUDMANN mit einer launigen Rede die 
Gäste. Ein ausgezeichnetes Abendessen, die Schiffsatmo-
sphäre, immer wieder schöne Blicke auf Wien und seine Um-
gebung, aber auch das gemütliche Beisammensein mit vie-
len interessanten Gesprächen stimmten auf die kommende 
Delegiertentagung ein.

Am Vormittag des nächsten Tages besuchten die Ehrengäste 
und Begleitpersonen die neu eröffnete, weltberühmte Kunst-
kammer des Kunsthistorischen Museums, eine Sehenswür-
digkeit der Extraklasse. Die ausgezeichnete Führung ver-
mittelte profunde Einblicke auf einmalige Kunstgegenstände 
und in die ungeheure Sammelleidenschaft der kunstsinnigen 
Habsburger durch viele Jahrhunderte hindurch.

HR Dr. Alexander SCHMIDT


